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A Begründung  

A.1 Anlass, Ziele und Zwecke 

Ursprüngliche Voraussetzungen:  

Laut § 35 (1) Nr. 5 BauGB sind im Außenbereich Vorhaben zulässig, die "der Erforschung, 

Entwicklung oder Nutzung der Wind- oder Wasserenergie" dienen, "wenn öffentliche Belange 

nicht entgegenstehen" und "die ausreichende Erschließung gesichert ist". Diese grundsätzli-

chen gesetzlichen Vorgaben zur Zulässigkeit von Windenergieanlagen (WEA) wurden am 

01.08.2014 durch eine Änderung des Baugesetzbuches, die allgemein als Länderöffnungs-

klausel bezeichnet wird, ausgeweitet. Die Länderöffnungsklausel ermöglichte es den Bun-

desländern die Privilegierung von WEA im Außenbereich einzuschränken, indem sie zusätz-

liche Mindestabstände zu vorhandener Bebauung festlegen. 

Von dieser Klausel machte die Landesregierung Bayerns Gebrauch, indem sie am 

17.11.2014 ein entsprechendes Gesetz zur Änderung der BayBO beschloss (in Kraft mit der 

Veröffentlichung im Bay. Gesetz- und Verordnungsblatt vom 20.11.2014). Die Privilegierung 

von Windkraftanlagen gem. § 35 Abs. 1 BauGB wurde durch die Änderung der BayBO ein-

geschränkt. Als Bemessungsgrundlage der Abstände gilt seitdem nach Art. 82 Abs. 1 und 2 

folgende Regelung: 

Ă(1) Ä 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder 

Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung, wenn diese Vorhaben einen Mindestab-

stand vom 10-fachen ihrer Höhe zu Wohngebäuden in Gebieten mit Bebauungsplänen (§ 

30 BauGB), innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) ï sofern in diesen 

Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind ï und im Geltungsbereich 

von Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB einhalten.  

(2) Höhe im Sinn des Abs. 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors. Der Abstand 

bemisst sich von der Mitte des Mastfußes bis zum nächstgelegenen Wohngebäude, das im 

jeweiligen Gebiet im Sinn des Abs. 1 zulässigerweise errichtet wurde bzw. errichtet werden 

kann.ñ 

Durch diese sogenannte 10 H-Regelung wurden Flächen auf denen in Bayern, und somit 

auch in Kemnath und den Gemeinden Immenreuth, Kulmain und Kastl, Windenergieanlagen 

errichtet werden können, enorm eingeschränkt. 

Änderungen der planungsrechtlichen Rahmenbedingungen: 

Mitte des Jahres 2022 kam es sowohl vom Land Bayern als auch vom Bund zu Änderungen 

der planungsrechtlichen Rahmenbedingungen. Maßgeblich dafür ist die steigende Relevanz 

Erneuerbarer Energien u.a. durch den fortschreitenden Klimawandel und die Energiekriese.  

So sehen die Ziele des Klima-Programms des Landes Bayerns, unter anderem die Kli-

maneutralität bis 2040 und eine CO2-Einsparung bis 2030 um 65% im Vergleich zu 1990 

(vorgestellt in der Regierungserklärung vom 21.07.2021 durch Dr. Markus Söder) vor. Der 

Bayerische Landtag erkannte, dass zur Erreichung dieser Ziele die erneuerbaren Energien 
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verstärkt ausgebaut werden müssen. Mit Wirkung ab 16.11.2022 erfolgte daher eine Ände-

rung der BayBO (Art. 82 und Art. 82a). Die Änderung enthält bestimmte Voraussetzungen für 

Ausnahmen von der 10 H-Regelung. Erfasst sind dabei insbesondere Waldflächen aber auch 

Bereiche entlang wichtiger Verkehrsachsen oder im Umkreis von Gewerbegebieten. Für 

diese Ausnahmefälle gilt nunmehr ein Abstand von 1.000 m zu Wohngebäuden in Gebieten 

mit Bebauungsplänen (§ 30 BauGB), innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 

BauGB) ï sofern in diesen Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind 

ï und im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35 Absatz 6 BauGB. 

Zusätzlich wurden Landschaftsschutzgebiete im Zuge der Änderung des BNatSchG zum 

01.02.2023 für die Errichtung von Windkraftanlagen geöffnet. 

Neben der Lockerung der Rahmenbedingungen für die Errichtung von Windkraftanlagen, ist 

Teil der geänderten Gesetzesvorgaben das Gesetz zur Festlegung von Flächenbedarfen für 

Windenergieanlagen an Land (WindBG), in dem Flächenanteile in den Ländern festgelegt 

werden, die bis Ende 2027 und später bis Ende 2032 als Windenergiegebiete ausgewiesen 

werden sollen. Die Aufgabe der Ausweisung von Windenergiegebieten liegt in Bayern bei 

den Regionalen Planungsverbänden. Die Kommunen sind aber etwa in der Region Ober-

pfalz-Nord dazu angehalten geeignete Flächen zu melden, um die Flächenbeitragsziele auf 

Ebene des Regionalplanes erfüllen zu können. 

Auswirkungen auf die Steuerung der Windkraft in in Kemnath und den Gemeinden Immen-

reuth, Kulmain und Kastl: 

Aufgrund der Änderungen der gesetzlichen Rahmenbedingungen ergeben sich zunächst zu-

sätzliche Flächen in signifikanten Umfang, die für die Errichtung von Windkraftanlagen privi-

legiert sind und erstmalig für eine Planung in Frage kommen. Vergleiche hierzu auch die 

Ausführungen zum sachlichen Geltungsbereich der vorliegenden Planung. Die Kommunen 

haben daher ein Planungserfordernis zur Steuerung erkannt. 

Informelle Planung ĂGesamtrªumliches Konzept Windkraftñ: 

Die geänderten Rahmenbedingungen waren Grund für die Stadt Kemnath und die Gemein-

den Immenreuth, Kulmain und Kastl Mitte 2022 die Erstellung eines informellen gesamträum-

lichen Konzeptes Windkraft in Auftrag zu geben. Mit dem Konzept sollten geeignete Flächen 

für WEA in den Gemeindegebieten ermittelt werden. Am 21.11.2022 wurden die Ergebnisse 

vorgestellt. In der Ergebnisdiskussion zum gesamträumlichen Konzept Windkraft wurde eine 

Flächenkulisse und darin zwei Bereiche als Zielsetzung für die Ausweisung von Windener-

giegebieten sowie zur Ausweisung als Konzentrationszonen beschlossen.  

Sachlicher Teilflächennutzungsplan (STFNP) Windkraft: 

Die Stadt Kemnath und die Gemeinden Immenreuth, Kulmain und Kastl haben beschlossen, 

einen gemeinsamen sachlichen Teilflächennutzungsplan (GSTFNP) ĂWindkraftñ aufzustellen 

und die Errichtung von Windkraftanlagen in den Gemeindegebieten mittels Konzentrations-

zonen und der damit verbundenen Wirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB zu steuern. Die 

Errichtung von Windenergieanlagen wird dadurch auf die ausgewiesenen Konzentrationszo-

nen beschränkt, außerhalb sind Windenergieanlagen anschließend nicht mehr zulässig (Aus-

schlusswirkung).  
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Um die Ausweisung von Windkraftflächen mit den vorgenannten Rechtswirkungen in den Ge-

bieten der beteiligten Kommunen gemeinsam zu ermöglichen, haben die Gemeinden eine 

Planungsgemeinschaft nach § 204 Abs.1 BauGB gebildet. 

Ziel aller zu einer Planungsgemeinschaft zusammengeschlossenen Kommunen ist es, in 

Ausübung der kommunalen Planungshoheit, aus kommunalpolitischer Sicht besonders ge-

eignete Gebiete als Sonstige Sonderbauflªchen ĂWindkraftñ nach Ä 11 BauNVO in einem 

gemeinsamen sachlichen Teilflächennutzungsplan Windkraft nach § 204 Abs. 1 BauGB dar-

zustellen. 

Zusammenspiel der Konzentrationszonen des Gemeinsamen Sachlichen Teilflächennut-

zungsplans (GSTFNP) ĂWindkraftñ und der Potentialflªchen des Gesamtrªumlichen Kon-

zepts Windkraft: 

Die Gemeinden1 möchten eine Steuerung der Windkraft in den Gemeindegebieten auf Grund-

lage der Flªchenkulisse des ĂGesamtrªumlichen Konzepts Windkraftñ erreichen, Ziel ist da-

her die Ausweisung von Windenergiegebieten auf Regionalplanebene zu begleiten und ge-

eignete Flächen einzubringen. Gleichzeitig möchten die Gemeinden Konzentrationszonen im 

privilegierten Außenbereich darstellen, um die Planungsziele zur Ausweisung von Flächen 

bauplanungsrechtlich zu sichern. Insbesondere in der Aufstellungsphase des Regionalplanes 

bis zu Ausweisung soll eine Fehlentwicklung durch eine ungesteuerte Zulassung von Wind-

kraftanlagen vermieden werden.  

Von der Ausschlusswirkung des GSTFNP ĂWindkraftñ kann grundsätzlich durch die Aufstel-

lung von Bebauungsplänen abgewichen werden. Auch durch die Ausweisung von Windener-

giegebieten im Regionalplan kann von den dargestellten Konzentrationszonen abgewichen 

werden. In der vorliegenden Planung wurde eine Flächenkulisse nach Anwendung der grund-

legenden Ausschlusskriterien ermittelt, diese sind nicht Gegenstand der vorliegenden Aus-

weisung von Konzentrationszonen. Mit der Flächenkulisse werden zukünftige Flächenpoten-

ziale im Hinblick auf den Zielhorizont des WindBG bis zum Jahr 2032 und darüber hinaus 

aufgezeigt. 

Ziele der Planung: 

Mit der Planung werden folgende Zielsetzungen verfolgt, die sich in der Planungskonzeption 

niederschlagen. Im Stadtgebiet soll ein angemessener Beitrag zum Klimaschutz und zur För-

derung der erneuerbaren Energien geleistet werden. Dabei sollen geeignete Standorte für 

die Windenergie ausgewiesen werden, die die Errichtung von modernen Windenergieanla-

gen ermöglichen. Mit den ausgewiesenen Konzentrationszonen soll der Nutzung der Wind-

energie in den Gemeindegebieten ausreichend substanziell nutzbarer Raum zur Verfügung 

gestellt werden. Zielsetzung der Gemeinden ist der Planungshorizont zu Ausweisung von 

Windenergiegebieten nach WindBG gem. der Flächenbeitragswerte bis Ende 2027 in Bayern 

(1,1% der Landesfläche). Flächen zur Ausweisung über diesen Planungshorizont hinaus kön-

nen aus den ermittelten Potentialflächen ergänzend an den regionalen Planungsverband ge-

meldet werden, um die Flächenziele des WindBG bis 2032 zu erreichen. Der vorliegende 

Gemeinsame sachliche Teilflächennutzungsplan verliert gemäß § 245e Abs.1 BauGB seine 

 
1 Im fortlaufenden Text werden unter Ădie Gemeindenñ bzw. Ădie Gemeindegebieteñ die drei Gemeinden Immen-

reuth, Kulmain, Kastl sowie die Stadt Kemnath verstanden 
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Konzentrationswirkung mit wirksamer Ausweisung der Windenergiegebiete oder spätestens 

zum Stichtag 31.12.2027. 

A.2 Verfahren  

In einer gemeinsamen Sitzung am 21.11.2022 haben die Gemeinderäte über die Hand-

lungsoptionen aus der Flächenermittlung des gesamträumlichen Konzeptes für die Windkraft-

nutzung beraten. Die Gemeinderäte haben dann jeweils in der öffentlichen Sitzung (Kemnath 

am 05.12.22, Immenreuth am 15.12.22, Kulmain am 14.12.22 und Kastl am 13.12.22) die 

Aufstellung des Gemeinsamen Sachlichen Teilflªchennutzungsplans ĂWindkraftñ gemäß § 5 

Abs. 2b Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. §35 Abs. 3 S. 3 und § 204 Abs. 1 BauGB beschlos-

sen. 

A.3 Ausgangssituation 

A.3.1 Verwaltungsraum 

Die Gemeinden liegen im Lkr. Tirschenreuth in der Region (6) Oberpfalz-Nord, circa. 25 km 

südöstlich von Bayreuth. 

  

Abbildung 1: Übersichtsplan der Gemeinden Immenreuth, Kulmain und Kastl, sowie der Stadt Kemnath2 

 
2 Quelle: Landesamt für Digitalisierung, Breitband und Vermessung 
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A.4 Landes und Regionalplanerische Ziele und Grundsätze  

Die Wahl tatsächlich geeigneter Flächen für die Errichtung von Windkraftanlagen stellt ein 

wesentliches Mittel zur Vermeidung negativer Umweltauswirkungen dar und verbessert die 

Akzeptanz in der Bevölkerung. Die Landes- und Regionalplanung liefert Vorgaben für die 

Flächenwahl. 

A.4.1 Landesentwicklungsprogramm 2023 (LEP) 

Von Bedeutung für den Klimaschutz, die Energieerzeugung und den Energieverbrauch sind 

im Wesentlichen folgende Ziele und Grundsätze des LEP (Änderungsfassung mit Stand 

01.06.2023):  

Klimaschutz:  

Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen soll auf die Klimaneutralität in 

Bayern hingewirkt werden. 

Den Anforderungen des Klimaschutzes soll Rechnung getragen werden, insbesondere durch 

Á die Reduzierung des Energieverbrauchs mittels einer integrierten Siedlungs- und Mo-

bilitätsentwicklung und, 

Á die verstärkte Erschließung, Nutzung und Speicherung erneuerbarer Energien und 

nachwachsender Rohstoffe sowie von Sekundärrohstoffen (Grundsatz 1.3.1). 

Kooperation und Vernetzung:  

Durch Kooperation und Vernetzung sowie durch interkommunale Zusammenarbeit sollen in-

nerhalb von Teilräumen sowie zwischen Teilräumen - auch grenzüberschreitend -  

Á vorhandene Standortnachteile ausgeglichen, 

Á Synergien im Hinblick auf die teilräumliche Entwicklung geschaffen und genutzt, 

Á regionale Potenziale und spezifische Profile identifiziert, genutzt und deren Vermark-

tung optimiert, 

Á regionale Versorgungs- und Wertschöpfungsketten aufgebaut sowie  

Á die Innovationsfähigkeit erhöht werden (Grundsatz 1.4.5). 

 

 

Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen: 

 

Land- und forstwirtschaftlich genutzte Gebiete sollen in ihrer Flächensubstanz erhalten wer-

den. Insbesondere für die Landwirtschaft besonders geeignete Flächen sollen nur in dem 

unbedingt notwendigen Umfang für andere Nutzungen in Anspruch genommen werden. 

(Grundsatz 5.4.1) 

 

Wald und Waldfunktionen: 
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Wälder, insbesondere große zusammenhängende Waldgebiete, Bannwälder und landeskul-

turell oder hinsichtlich ihrer Funktionen besonders bedeutsame Wälder sollen vor Zerschnei-

dungen und Flächenverlusten bewahrt werden. (Grundsatz 5.4.2) 

Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur:  

Die Energieversorgung ist durch den Um- und Ausbau der Energieinfrastruktur sicherzustel-

len und hat klimaschonend zu erfolgen. Zur Energieinfrastruktur gehören insbesondere 

Á Anlagen der Energieerzeugung und -umwandlung 

Á Energienetze sowie 

Á Energiespeicher (Grundsatz 6.1.1) 

Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien:  

Á Erneuerbare Energien sind dezentral in allen Teilräumen verstärkt zu erschließen und 

zu nutzen (Ziel 6.2.1). 

Á Es sollen ausreichende Möglichkeiten der Speicherung erneuerbarer Energien ge-

schaffen werden. (Grundsatz 6.2.1). 

Windenergie:  

In jedem Regionalplan sind im Rahmen von regionsweiten Steuerungskonzepten Vorrangge-

biete für die Errichtung von Windenergieanlagen in erforderlichem Umfang festzulegen. Als 

Teilflächenziel wird zur Erreichung des landesweiten Flächenbeitragswertes nach dem Wind-

energieflächenbedarfsgesetz für jede Region 1,1 % der Regionsfläche bis zum 31. Dezember 

2027 festgelegt. Die Steuerungskonzepte haben sich auf Referenzwindenergieanlagen zu 

beziehen, die dem Stand der Technik zum Zeitpunkt der Abwägung der Steuerungskonzepte 

entsprechen. (Ziel 6.2.2). 

In den Regionalplänen können im Rahmen von regionsweiten Steuerungskonzepten ergän-

zend Vorbehaltsgebiete für die Errichtung von Windenergieanlagen festgelegt werden 

(Grundsatz 6.2.2). 

Erhalt freier Landschaftsbereiche:  

Natur und Landschaft sollen als unverzichtbare Lebensgrundlage und Erholungsraum des 

Menschen erhalten und entwickelt werden (Grundsatz 7.1.1). 

Gebiete mit besonderer Bedeutung für Naturschutz und Landschaftspflege sind in den Regi-

onalplänen als landschaftliche Vorbehaltsgebiete festzulegen (Ziel 7.1.2). 

In freien Landschaftsbereichen soll der Neubau von Infrastruktureinrichtungen möglichst ver-

mieden und andernfalls diese möglichst gebündelt werden. Durch deren Mehrfachnutzung 

soll die Beanspruchung von Natur und Landschaft möglichst vermindert werden. Unzerschnit-

tene verkehrsarme Räume sollen erhalten werden (Grundsatz 7.1.3). Freie Landschaftsbe-

reiche, die keinem Verkehrs-, Industrie- und Gewerbe- oder Freizeitlärm ausgesetzt sind, 

sollen weiterhin vor Lärm geschützt werden. (Grundsatz 7.1.3). 
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Erhalt der Arten- und Lebensraumvielfalt, Biotopverbundsystem:  

Lebensräume für wildlebende Tier- und Pflanzenarten sollen gesichert und insbesondere 

auch unter dem Aspekt des Klimawandels entwickelt werden. Die Wanderkorridore wildle-

bender Arten an Land, im Wasser und in der Luft sollen erhalten und wiederhergestellt wer-

den. (Grundsatz 7.1.6). 

Schutz des kulturellen Erbes:  

Die heimischen Bau- und Kulturdenkmäler sollen in ihrer historischen und regionalen Vielfalt 

geschützt und erhalten werden. Historische Innenstädte und Ortskerne sollen unter Wahrung 

ihrer denkmalwürdigen oder ortsbildprägenden Baukultur erhalten, erneuert und weiterentwi-

ckelt werden (Grundsatz 8.4.1). 

A.4.2 Regionalplan  

Der Regionalplan Oberpfalz-Nord wurde in einer Gesamtfortschreibung zuletzt am 

01.06.2022 aktualisiert sowie überarbeitet. Aufgrund der o.g. Zielvorgaben des Landesent-

wicklungsprogrammes, befindet sich der Regionalplan derzeit in Vorbereitung zur Auswei-

sung der erforderlichen Windenergiegebiete nach WindBG.  

Im Rahmen der Aufstellung des sachlichen Teilflächennutzungsplanes Windkraft sind dar-

über hinaus konkurrierende räumliche Belange zu berücksichtigen, die mitunter in den Zielen 

und Grundsätzen des Regionalplanes dargelegt sind. 

Kapitel A Allgemeine Entwicklung, Raumstruktur und Zentrale Orte  

1 Übergeordnetes Leitbild der Gleichwertigkeit und Nachhaltigkeit 

G 1.1 Die Region Oberpfalz-Nord soll in ihrer Gesamtheit und in ihren Teilräumen so 

erhalten und entwickelt werden, dass eine hohe Lebensqualität, soziale Ge-

rechtigkeit und Chancengleichheit gesichert und nachhaltig gefördert werden. 

Grundlage dafür ist eine ökologisch, ökonomisch und sozial tragfähige Ent-

wicklung der Region, die es ermöglicht gleichwertige Lebens- und Arbeitsbe-

dingungen zu erreichen. 

G 1.2 Die Weiterentwicklung der Region und ihrer Teilräume soll so ausgerichtet 

werden, dass ihre Stärken und somit die positiven Standortfaktoren gesichert 

und ausgebaut sowie Entwicklungshemmnisse abgebaut werden. Die dafür 

benötigten Flächen für Arbeiten, Wohnen, Infrastruktur, Freizeit und ge-

schützte Freiräume sollen jeweils in angemessenem und bedarfsgerechtem 

Umfang zur Verfügung stehen und im Sinne einer vorausschauenden, nach-

haltigen und regional abgestimmten Entwicklung möglichst optimal genutzt 

und kombiniert werden, so dass gegenseitige wesentliche negative Beein-

trächtigungen möglichst vermieden werden. 

Z 1.3 Bei Konflikten zwischen Raumnutzungsansprüchen und ökologischer Belast-

barkeit ist den ökologischen Belangen Vorrang einzuräumen, wenn eine 
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wesentliche und langfristige Beeinträchtigung der natürlichen Lebensgrundla-

gen droht. 

G 2.4 Eine verstärkte interkommunale Zusammenarbeit und Abstimmung in gemein-

sam berührten Belangen soll die Entwicklung der Region unterstützen. Insbe-

sondere soll eine intensivierte Zusammenarbeit zwischen den Zentralen Orten 

und Ihren umliegenden Gemeinden angestrebt werden. 

Kapitel B I Natur und Landschaft 

1 Landschaftliches Leitbild 

1.4  Im Oberpfälzer Wald, im Fichtelgebirge und im Steinwald soll durch die Be-

wahrung und Schaffung von Ausgleichsflächen und die Sicherung naturnaher 

Ursprungsbereiche von Fließgewässern auf eine ökologische Stabilisierung 

und eine stärkere Gliederung der Landschaft hingewirkt werden. 

2 Landschaftliche Vorbehaltsgebiete 

2.1  In landschaftlichen Vorbehaltsgebieten kommt den Belangen des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege besonderes Gewicht zu. 

Z 2.2 Die nachfolgend genannten Gebiete werden als landschaftliche Vorbehaltsge-

biete ausgewiesen. 

(5) Gabellohe bei Immenreuth  

(6) Bremen- und Schirmitzbachtal 

(7) Rauher Kulm, Anzenberg, Armesberg und Waldecker Schloßberg 

(16) Hessenreuther Wald, Manteler Wald, Bürgerwald und Staatswald Mark 

Zu Z 2.2 Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete sind in Karte 3 "Landschaft und Erho-

lung" und in der zweiten Tekturkarte zu Karte 3 "Landschaft und Erholung" 

sowie in den Tekturkarten zur Fünften und zur Sechsten Verordnung zur Än-

derung des Regionalplans Oberpfalz-Nord zeichnerisch verbindlich darge-

stellt. Die Begründungskarte 3 zeigt in einer Übersicht die in der Region aus-

gewiesenen landschaftlichen Vorbehaltsgebiete mit Stand 2002 (eine aktuali-

sierte Begründungskarte 3 liegt nicht vor).  

Die landschaftlichen Vorbehaltsgebiete werden wie folgt charakterisiert: 

(5) Gabellohe bei Immenreuth 

Am Oberlauf der Haidenaab hat sich in einer feuchten Senke ein naturnahes 

Weihergebiet ausgebildet, das für den Erhalt der heimischen Tier- und Pflan-

zenwelt von Bedeutung ist. 

(6) Bremen- und Schirmitzbachtal 
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In Wiesenflächen mäandrierende Bachläufe bestimmen das Landschaftsbild. 

(7) Rauher Kulm, Anzenberg, Armesberg und Waldecker Schloßberg  

Herausragende Basaltkegel prägen die Landschaft. Sie stellen Anziehungs-

punkte für den Erholungsverkehr dar.  

(16) Hessenreuther und Manteler Wald, Bürgerwald und Staatswald Mark 

Auf meist nährstoffarmen, sandig-lehmigen Böden stehen ausgedehnte Kie-

fernforste mit besonderen ökologischen Funktionen. Das Haidenaabtal ist für 

die Vogelwelt von überregionaler Bedeutung. Ein weitgehend ursprünglicher 

Spirkenfilz, die Gscheibte Loh, ist als Naturschutzgebiet ausgewiesen. 

3 Gestaltung und Pflege der Landschaft 

3.1  Auf eine geeignete Pflege der Landschaft, insbesondere in den landschaftli-

chen Vorbehaltsgebieten, soll hingewirkt werden. 

7 Freiraumsicherung (Ziel) 

Die regionalen Landschaftsräume mit besonderer Bedeutung für die Erholung 

sollen unter Berücksichtigung ihrer landschaftlichen Potenziale und des Natur-

haushaltes als Erholungsgebiete für die landschaftsbezogene ungestörte Er-

holung entsprechend ihrem besonderen Charakter gesichert und entwickelt 

werden. 

Zu Z 7 Freiraumsicherung  

Mit einer Sicherung und Ausgestaltung regionaler Landschaftsräume für Erho-

lung wird einerseits dem Freizeit- und Erholungsbedarf der Bevölkerung als 

auch der Förderung des Tourismus und der wirtschaftlichen Entwicklung mit 

den dafür nötigen Räumen und Einrichtungen Rechnung getragen.  

Die Kurzzeit- oder Feierabenderholung spielt sich grundsätzlich an allen Orten 

ab. Große Teile der Region sind darüber hinaus auch für die Wochenend- und 

Urlaubserholung geeignet. In solchermaßen stark besuchten Gebieten und Or-

ten soll der Erholungsnutzung ein größeres Gewicht zugemessen werden. 

Gebiete, welche sich wegen ihrer landschaftlichen Voraussetzungen für die 

Erholung besonders eignen, können, wenn weitere Voraussetzungen entspre-

chend den Bestimmungen in Art. 11 des Bayer. Naturschutzgesetzes gegeben 

sind, zu Naturparken erklärt werden. Der Naturpark Fränkische Schweiz/Vel-

densteiner Forst, der Naturpark Hirschwald und die Juralandschaft Sulzbacher 

Bergland mit dem Amberg-Sulzbacher Sandsteinrücken liegen im Einzugsbe-

reich mehrerer Verdichtungsräume und können dabei ganzjährig der Naher-

holung dienen. Für die vorgesehene Naturparkerweiterung Naabgebirge als 

Sport-Freizeit-Natur- Kultur-Achse Hirschau-Nabburg sind bereits touristische 

Nutzungen zu verzeichnen. 
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Die Naturparke Oberer Bayerischer Wald, Oberpfälzer Wald, Nördlicher Ober-

pfälzer Wald, Steinwald und Fichtelgebirge sollen verstärkt für Feriengäste er-

schlossen werden. Die weiteren Erholungsgebiete des Ammerbachtals und 

des Fensterbaches im Kooperationsraum Stadt-Umland-Amberg/Sulzbach-

Rosenberg werden überwiegend von der Bevölkerung des Kooperationsrau-

mes in Anspruch genommen.  

Erholungsgebiete sollen auch für die Naherholung und die wohnortsnahe Er-

holung besondere Funktionen und Aufgaben übernehmen. So können Frei-

zeiteinrichtungen, Gaststätten und touristische Infrastruktureinrichtungen die 

naturbetonten Ausstattungen ergänzen. Gleichzeitig ist es erforderlich, Störun-

gen zwischen den Erholungsbereichen und anderen Funktionen auszuschlie-

ßen oder gering zu halten.  

 

Kapitel B II Siedlungswesen 

1. Siedlungsstruktur 

1.1  Die Siedlungsentwicklung soll in allen Teilräumen der Region, soweit günstige 

Voraussetzungen gegeben sind, nachhaltig gestärkt und auf geeignete Sied-

lungseinheiten konzentriert werden. 

 

Kapitel B IV Wirtschaft 

2. Bodenschätze  

2.1   Gewinnung und Sicherung von Bodenschätzen  

Z 2.1.1 Bodenschätze  

Zur Sicherung der Versorgung mit volkswirtschaftlich wichtigen Rohstoffen 

werden nachstehende Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete zur Gewinnung 

und Sicherung von Bodenschätzen festgelegt. Ihre Lage und Abgrenzung be-

stimmen sich nach Karte 2 "Siedlung und Versorgung", nach der 3., 4. und 5. 

Tekturkarte zu Karte 2 "Siedlung und Versorgung" sowie nach der Tekturkarte 

zur Achten Verordnung die Bestandteil des Regionalplanes sind. 

Im infrage stehenden Gebiet befindet sich ein Vorranggebiet für Bodenschätze. 

(11) Naturstein (Nat) 

Nat 2 "östlich Zinst" Lkr. Tirschenreuth 

Z 2.1.2  In Vorranggebieten soll der Gewinnung und Sicherung von Bodenschätzen der 

Vorrang gegenüber anderen Nutzungsansprüchen eingeräumt werden. Auf 

diese Gebiete soll der Abbau von Bodenschätzen konzentriert werden. 
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Zu 2.1.1 (11) Kies und Sand Kies und Sand sind nach dem heutigen Stand der Technik 

als Baustoffe unentbehrlich. Kies wird unter anderem zum Frostschutz im Tief-

bau und als Betonzuschlagstoff eingesetzt. Der Bedarf an Kies und Sand folgt 

der Entwicklung der Bauwirtschaft. Die Vorranggebiete für Kies und Sand be-

tragen ca. 1.500 ha. Bei einem Bedarf von ca. 3,3 Mio. t pro Jahr in der Region 

kann der gesamte Bedarf durch Vorranggebiete langfristig (20 - 25 Jahre) ge-

deckt werden, ohne dass eine wesentliche Einengung des Grundstücksmark-

tes zu befürchten ist. Eine Schonung der guten Kiesqualitäten mit dem Ziel 

einer langfristig gesicherten Gewinnung, zum Beispiel durch bessere Aufbe-

reitung des Rohmaterials und sparsamere Verwendung guter Kiesqualitäten, 

ist notwendig. Es ist nicht ausgeschlossen, dass in Teilgebieten eine Mangel-

situation an guten Kiesqualitäten auftritt. Eine Umstellung auf Nassabbau in 

geeigneten, bisher dem Trockenabbau vorbehaltenen Flächen sollte deshalb 

geprüft werden. Im Gegensatz zu den begrenzten Kieslagerstätten stehen in 

der Region Einsatzstoffe aus gebrochenem Urgestein und Kalkstein nahezu 

unbeschränkt zur Verfügung. Ein stärkeres Ausweichen auf diese Ersatzroh-

stoffe scheint in Zukunft für bestimmte Verwendungszwecke angezeigt. Die 

Schwerpunkte des Kies- und Sandabbaus liegen im Gebiet zwischen Burglen-

genfeld und Schwarzenfeld (Landkreis Schwandorf) sowie im Gebiet zwischen 

Oberwildenau und Pressath (Landkreis Neustadt a.d.Waldnaab). Der Abbau 

wird überwiegend von kleineren und mittleren Betrieben durchgeführt. 

Zu 2.1.2 Als Vorranggebiete für die Gewinnung und Sicherung von Bodenschätzen 

werden Rohstoffgebiete ausgewiesen, die zur Deckung des derzeitigen oder 

künftigen Bedarfs notwendig sind und in denen konkurrierende Nutzungsan-

sprüche zurücktreten müssen. Die Durchführung eines Raumordnungsverfah-

rens in Vorranggebieten ist in der Regel nicht mehr erforderlich, im Einzelfall 

gebotene Verwaltungsverfahren nach dem Berg-, Bau-, Wasser- und Natur-

schutzrecht bleiben davon unberührt. Um den Landschaftsverbrauch und da-

mit verbundene Nutzungskonflikte so gering wie möglich zu halten, soll die 

Gewinnung von Bodenschätzen, insbesondere von Kies und Sand, auf zusam-

menhängende Abbauflächen gelenkt werden, wie sie Vorranggebiete darstel-

len. Nach Möglichkeit ist eine vollständige Ausbeutung der Lagerstätte vorzu-

nehmen. 

Kapitel B X Energieversorgung 

1 Allgemeines 

Der weitere Ausbau der Energieversorgung soll in allen Teilräumen der Region 

ein ausreichendes, möglichst vielfältiges, preisgünstiges und umweltverträgli-

ches Energieangebot sicherstellen. Die Energieversorgung soll dazu beitra-

gen, vor allem die Standortbedingungen der gewerblichen Wirtschaft, insbe-

sondere in den zentralen Orten und an den Entwicklungsachsen, zu verbes-

sern. 

4 Nutzung von regenerativen Energien und Abwärme  
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Es soll darauf hingewirkt werden, dass auf der Grundlage eines regionalen 

Energieversorgungskonzeptes erneuerbare Energien und Abwärme aus Kraft-

werken und Industrie vor allem in den Oberzentren Amberg und Weiden 

i.d.OPf., in den Mittelzentren Burglengenfeld/Maxhütte-Haidhof/Teublitz, 

Schwandorf, Sulzbach-Rosenberg, Tirschenreuth und Waldsassen/Cheb (E-

ger), im möglichen Mittelzentrum Neunburg vorm Wald, im Unterzentrum Mit-

terteich sowie im Kleinzentrum Weiherhammer verstärkt genutzt werden. 

Kapitel B XI Wasserwirtschaft  

1 Übergebietlicher Wasserhaushalt  

Die Versorgung mit Trinkwasser soll insbesondere im Oberpfälzer Wald durch 

weitere Grundwassererschließungen in den gut wasserhöffigen Gebieten des 

Oberpfälzer Bruchschollenlandes und durch den Ausbau überörtlicher Versor-

gungsnetze verbessert werden. 

2 Wasserversorgung 

Z 2.1  Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für Wasserversorgung  

Zur Sicherung empfindlicher Bereiche der Grundwassereinzugsgebiete wer-

den nachstehende Vorranggebiete und Vorbehaltsgebiete für Wasserversor-

gung festgelegt. Ihre Lage und Abgrenzung bestimmen sich nach der Tektur-

karte zur Siebten Verordnung. 

Das infrage stehende Gebiet beinhaltet ein Vorbehaltsgebiet für Wasserversorgung. 

T 20 Ăwestlich Immenreuthñ Landkreis Tirschenreuth 

Z 2.1.1 In den Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Wasserversorgung sollen die 

Grundwasservorkommen gegen Verunreinigungen und Veränderungen ge-

schützt werden.  

Z 2.1.2 In Vorranggebieten für Wasserversorgung soll bei raumbedeutsamen Planun-

gen und Maßnahmen der Sicherung der Trinkwasserversorgung der Vorrang 

eingeräumt werden. 

Z 2.1.3 In Vorbehaltsgebieten für Wasserversorgung soll der Sicherung von Trinkwas-

ser auch unter Abwägung mit konkurrierenden Nutzungsansprüchen beson-

deres Gewicht beigemessen werden. 
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Abbildung 2: Regionalplan Region Oberpfalz-Nord, 

Schutzgebiete © BayernAtlas 2023 
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Das Gemeindegebiet weist sowohl Naturschutzgebiete als auch Landschaftsschutzgebiete 

auf. Naturschutzgebiete sind im weiteren Verlauf Bestandteil der harten Ausschlusskriterien. 

Seit dem 01.02.2023 ist mit Änderung des BNatSchG die Errichtung und der Betrieb von 

Windkraftanlagen sowie der zugehörigen Nebenanlagen in einem Landschaftsschutzgebiet 

nicht verboten, wenn sich der Standort dafür in einem sogenannten Windenergiegebiet be-

findet. Zur weiteren Beschleunigung gilt diese Neuerung vorerst auch außerhalb von für die 

Windenergienutzung ausgewiesenen Gebieten im Landschaftsschutzgebiet, bis festgestellt 

wurde, dass das jeweilige Land den Flächenbeitragswert oder der jeweilige regionale oder 

kommunale Planungsträger ein daraus abgeleitetes Teilflächenziel erreicht hat.  

A.4.3 Flächennutzungsplan 

Der vorliegende Plan wird als (gemeinsamer) sachlicher Teilflächennutzungsplan aufgestellt 

und fungiert als selbstständiges Planwerk neben den bestehenden Flächennutzungsplänen.  

Die Flächennutzungspläne dienen weiterhin dazu zukünftige Siedlungsentwicklungen darzu-

stellen und fungieren somit als relevantes Abwägungsmaterial. Im Abwägungsprozess sind 

beabsichtigte räumliche Entwicklungen, insbesondere die Ausweisung von Wohnbauflächen, 

der Ausweisung von Konzentrationszonen und damit der Stärkung erneuerbarer Energien 

gegenüberzustellen.  

Für den Umgriff der Konzentrationszonen werden im Flächennutzungsplan/Landschaftsplan 

der Gemeinde Immenreuth Waldflächen vorgesehen sowie Verkehrsflächen und in geringem 

Umfang Gewässerentwicklungskorridore.  

 

Abbildung 3: Ausschnitt FNP mit integriertem Landschaftsplan Immenreuth (Entwurf Stand 23.06.2022) 
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Dies Nutzungen sind neben den punktuellen Eingriffen durch Windkraftanlagen bzw. als 

Nachnutzung weiterhin möglich und im Hinblick auf die Gewässerentwicklung im Rahmen 

der konkreten Standortfindung zu berücksichtigen.  

Weitere Teile der Konzentrationszonen liegen im Gemeindegebiet Kulmain, hier liegt keine 

Flächennutzungsplanung vor. 

A.5 Planinhalte 

A.5.1 Planungsinstrument 

Der Gemeinden beabsichtigen die Nutzung der Windenergie auf ihren Gemeindegebieten 

räumlich zu steuern. Nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB stellt die Errichtung von Windenergiean-

lagen im Außenbereich ein privilegiert zulässiges Vorhaben dar, für welches ein Rechtsan-

spruch auf Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung besteht, sofern öffent-

liche Belange nicht entgegenstehen und eine ausreichende Erschließung gesichert ist. Ohne 

eine planungsrechtliche Steuerung kann eine geordnete Entwicklung demnach nicht gewähr-

leistet werden. 

Zur Steuerung der Errichtung von Windkraftanlagen in den vier Gemeindegebieten wird ein 

Sachlicher Teilflächennutzungsplan nach § 5 Abs. 2b BauGB aufgestellt. Es werden Kon-

zentrationszonen für die Nutzung der Windkraft ausgewiesen. Dadurch entfaltet sich eine 

Steuerungswirkung i.S. des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB für die Zulässigkeit von Windenergie-

anlagen im Außenbereich. Um die Ausweisung von Windkraftflächen mit den vorgenannten 

Rechtswirkungen in den Gebieten der beteiligten Kommunen gemeinsam zu ermöglichen, 

haben die beteiligten Gemeinden eine Planungsgemeinschaft nach § 204 Abs.1 BauGB ge-

bildet. Der vorliegende Bauleitplan fungiert als gemeinsamer sachlicher Teilflächennutzungs-

plan und entfaltet seine Konzentrationswirkung durch die ausgewiesenen Flächen für alle 

beteiligten Gemeinden. 

A.5.2 Sachlicher und räumlicher Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des STFNP und die damit einhergehende Konzentrationswirkung er-

strecken sich auf den gesamten privilegierten Außenbereich der vier Gemeindegebiete. Das 

bedeutet, außerhalb der Konzentrationszonen ist in keinem der Gemeindegebiete eine wei-

tere Windenergienutzung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB zulässig. 

Durch die Regelungen nach Art. 82 und 82a BayBO wird die Privilegierung nach § 35 Abs. 1 

Nr. 5 für Windkraftanlagen auf bestimmte Teilflächen des Außenbereiches begrenzt. Die Be-

schränkung des sachlichen/räumlichen Geltungsbereiches durch die gesetzlichen Regelun-

gen nach BayBO wird vorliegend hilfsweise als hartes Ausschlusskriterium gewertet. Zwar 

können Windenergiegebiete nach WindBG seit 31.05.2023 die Abstandsvorgaben nach Art. 

82 und 82a unterschreiten, mit dem vorliegenden Planungsinstrument erfolgt jedoch eine 

Steuerung der privilegierten Windenergienutzung nach § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB. 
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Art. 82 Windenergie und Nutzungsänderung ehemaliger landwirtschaftlicher Gebäude 

(1) § 35 Absatz 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder 

Nutzung der Windenergie dienen, nur Anwendung, wenn diese Vorhaben einen Mindestab-

stand vom 10-fachen ihrer Höhe zu Wohngebäuden in Gebieten mit Bebauungsplänen (§ 30 

BauGB), innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) ï sofern in diesen 

Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind ï und im Geltungsbereich 

von Satzungen nach § 35 Abs. BAUGB § 35 Absatz 6 BauGB einhalten. 

(2) 1Höhe im Sinn des Abs. 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors. 2Der Abstand 

bemisst sich von der Mitte des Mastfußes bis zum nächstgelegenen Wohngebäude, das im 

jeweiligen Gebiet im Sinn des Abs. 1 zulässigerweise errichtet wurde bzw. errichtet werden 

kann. 

(3) Soll auf einem Stadtfreien Gebiet ein Vorhaben nach Abs. 1, das nicht unter Abs. 5 fällt, 

errichtet werden und würde der in Abs. 1 beschriebene Mindestabstand auch entsprechende 

Wohngebäude auf dem Gebiet einer NachbarStadt einschließen, gilt hinsichtlich dieser Ge-

bäude der Schutz der Abs. 1 und 2, solange und soweit die Stadt nichts anderes in einem 

ortsüblich bekannt gemachten Beschluss feststellt. 

(4) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung, 

    1.wenn in einem Flächennutzungsplan für Vorhaben der in Abs. 1 beschriebenen Art vor 

dem 21. November 2014 eine Darstellung für die Zwecke des. § 35 Absatz 3 Satz 3 BauGB 

erfolgt ist, 

    2.soweit und sobald die Stadt der Fortgeltung der Darstellung nicht bis einschließlich 21. 

Mai 2015 in einem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss widerspricht und 

    3.soweit und sobald auch eine betroffene Nachbargemeinde der Fortgeltung der Darstellung 

nicht bis einschließlich 21. Mai 2015 in einem ortsüblich bekannt gemachten Beschluss wider-

spricht; als betroffen gilt dabei eine Nachbargemeinde, deren Wohngebäude in Gebieten im 

Sinn des Abs. 1 in einem geringeren Abstand als dem 10-fachen der Höhe der Windkraftanla-

gen, sofern der Flächennutzungsplan jedoch keine Regelung enthält, maximal in einem Ab-

stand von 2000ל m, stehen. 

(5) Die Abs. 1 und 2 finden ferner keine Anwendung auf Vorhaben, die der Erforschung, Ent-

wicklung oder Nutzung der Windenergie dienen, welche 

    1.in Vorrang- und Vorbehaltsgebieten für Windkraft im Sinn des Art. 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 

und 2 des Bayerischen Landesplanungsgesetzes oder auf Sonderbauflächen oder in Sonder-

gebieten für Windkraft, die durch Flächennutzungsplan festgesetzt sind, errichtet werden, 

    2.in einem Abstand von höchstens 2000ל m zu einem Gewerbe- oder Industriegebiet errich-

tet werden und bei denen der erzeugte Strom überwiegend zur Versorgung der in dem Ge-

werbe- oder Industriegebiet liegenden Gewerbe- und Industriebetriebe bestimmt ist, 

    3.längs von Haupteisenbahnstrecken im Sinn des § 47b Nr. 4 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (BImSchG), Bundesautobahnen oder vier- oder mehrstreifigen Bundesstra-

ßen in einer Entfernung von bis zu 500 m errichtet werden; die in § 9 des Bundesfernstraßen-

gesetzes geregelten Anbauverbots- und Anbaubeschränkungszonen, sich aus anderen öffent-

lich-rechtlichen Vorschriften ergebende gesetzliche Mindestabstände sowie im Einzelfall dar-

über hinaus erforderliche Sicherheitsabstände sind hinzuzurechnen, 
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    4.die Voraussetzungen des § 16B Absatz 1 und § 16B Absatz 2 BImSchG in der am 31. 

August 2021 geltenden Fassung erfüllen, 

    5.auf militärischem Übungsgelände errichtet werden oder 

    6.im Wald im Sinn des Art. 2 Abs. 2 Absatz 1 und Artikel 2 Absatz 2 des Bayerischen Wald-

gesetzes errichtet werden, wenn von der Mitte des Mastfußes zum Waldrand mindestens ein 

Abstand in Höhe des Radius des Rotors eingehalten wird; Voraussetzung ist, dass der Wald 

bereits am 16. November 2022 bestanden hat. 

(6) Die Frist nach § 35 Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchst. c BauGB ist nicht anzuwenden 

Art. 82a Feste Abstandsvorschriften für Windenergieanlagen 

§ 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung 

der Windenergie dienen, in den in Art. 82 Abs. 5 Nr. 1 bis 6 genannten Fällen nur Anwendung, 

wenn diese Vorhaben einen Mindestabstand von 1000ל m zu Wohngebªuden in Gebieten mit 

Bebauungsplänen (§ 30 BauGB), innerhalb im Zusammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 

BauGB) ï sofern in diesen Gebieten Wohngebäude nicht nur ausnahmsweise zulässig sind ï 

und im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35 Abs. 6 BauGB einhalten. 2Art. 82 Absatz 2 

Satz 2 gilt entsprechend. 3Im Fall des Artikel 82 Abs. Absatz 4 findet Satz 1 keine Anwendung. 

A.5.3 Darstellung Konzentrationszonen 

Die Darstellung stellt eine Überlagerung der bestehenden Nutzung dar und lässt diese auch 

weiterhin zu, sofern nicht durch konkrete Vorhaben zur Errichtung von WKA standortbezogen 

Flächen in Anspruch genommen werden. 

Die Darstellungen des GSTFNP entfalten in diesem Fall eine Rechtswirkung, die der eines 

Bebauungsplanes entspricht. Ausschlaggebend für die Abgrenzung, in welchen Bereichen 

Windkraftanlagen konform mit der Planungsabsicht der Kommune errichtet werden können, 

sind demnach die festgelegten und in der Begründung beschriebenen Ausschlusskriterien. 

Rotor-Out 

Die Konzentrationszonen werden als sog. Rotor-Out-Flächen ausgewiesen. Eine Windkraft-

anlage im Sinne der vorliegenden Planung liegt dann innerhalb der Konzentrationszonen, 

wenn der Mastfuß innerhalb der Konzentrationszonen liegt. Der Rotor darf hingegen die Au-

ßengrenze der Konzentrationszonen überstreichen. 

A.6 Planungsvorgehen und Methodik 

Aufgrund der Ausschlusswirkung, die mit dem GSTFNP entsprechend des § 35 Abs. 3 Satz 

3 BauGB einhergeht, muss der Planung ein gesamträumliches Konzept mit nachvollziehba-

ren Kriterien für den Ausschluss der nicht dargestellten Flächen zugrunde liegen. Überdies 

sind die rechtlichen Maßstäbe, die an eine Konzentrationsplanung gelegt werden aufgrund 

der Ausschlusswirkung sehr hoch, es ist erforderlich sowohl die Festlegung von Positiv- als 

auch Negativflächen nachvollziehbar zu dokumentieren. 
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A.6.1 Prüffolge 

Aus der Rechtsprechung hat sich eine Prüffolge etabliert, die das methodische Grundgerüst 

für die Planung und die Grundlage für die Vorgehensweise bildet. Darüber hinaus sind im 

Laufe der Rechtsprechung Maßgaben entstanden, die Teil der Prüfung eines schlüssigen 

gesamträumlichen Konzeptes sind.  

Planungsziel der Gemeinden, aber auch Maßgabe aus der Rechtsprechung ist der Anspruch 

mit der Konzentrationszonenplanung der Nutzung der Windenergie in substanzieller Weise 

Raum zu verschaffen. Zum einen soll sich die festgelegte Fläche daher gut für eine Wind-

kraftnutzung eignen (ausreichende Größe, Windhöffigkeit), zum anderen soll absehbar sein, 

dass sich eine Windkraftnutzung in den ausgewiesenen Flächen auch durchsetzen kann. 

Grundlage für die Aufstellung eines sachlichen Teilflächennutzungsplanes mit einer Auswei-

sung von Konzentrationszonen ist entsprechend der Rechtsprechung des BVerwG ein 

schlüssiges gesamträumliches Konzept. 

Die Pr¿freihenfolge sieht vor, zunªchst Ăharte Tabuzonenñ auszuschlieÇen, in denen die Er-

richtung von Windkraftanlagen tatsächlich oder rechtlich nicht möglich ist. In einem weiteren 

Schritt werden Ăweiche Tabuzonenñ ausgeschlossen, in denen die Errichtung und der Betrieb 

von Windenergieanlagen zwar tatsächlich und rechtlich möglich ist, jedoch nach den städte-

baulichen Vorstellungen der Kommune anhand eigener Kriterien keine Windenergieanlagen 

aufgestellt werden sollen. Die resultierenden Potentialflächen werden in der kommunalen Ab-

wägung im Rahmen des Bauleitplanverfahrens durch konkurrierende öffentliche Belange 

letztendlich auf die auszuweisenden Konzentrationszonen verdichtet. Bei diesem Vorgehen 

wird darauf geachtet, dass das Ergebnis in Relation dazu steht, der Nutzung der Windkraft 

substanziell Raum zu verschaffen.  

Maßgebliche Größe für die Beurteilung ist die verbleibende Fläche nach Anwendung der har-

ten Ausschlusskriterien, also diejenigen Flächen, die einer Abwägung zugänglich sind. 
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A.6.2 Ermittlung von Konzentrationszonen im Verfahren 

Die final festgelegten Konzentrationszonen sind das Ergebnis einer schlüssigen Abschich-

tung im Sinne eines abschnittweisen Vorgehens. Die Qualität und Belastbarkeit des Ergeb-

nisses resultierten hierbei aus den angewandten Kriterien.  

Im Verfahren kann die Abschichtung gewährleistet werden, indem sich die Ausarbeitung des 

Planungskonzepts abschnittsweise vollzieht. In einem ersten Schritt wurde durch Anwendung 

der harten Kriterien in einer gesamträumlichen Betrachtung zunächst vorläufige Flächen er-

arbeitet. Diese vorläufigen Flächenkulisse stellt die maßgebliche Größe für die spätere Über-

prüfung dar, ob die endgültigen Konzentrationszonen geeignet sind der Nutzung der Wind-

energie ausreichend substanziellen Raum zu verschaffen. 

Die Stadt kann über das notwendige Maß (harte Ausschlusskriterien) hinaus, im Rahmen der 

kommunalen Abwägung, weitere Kriterien zum Ausschluss der Windenergienutzung formu-

lieren (weiche Ausschlusskriterien).  

Im Laufe des Bauleitplanverfahrens werden im Zuge der Öffentlichkeits- und Behördenbetei-

ligung nach §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2 BauGB bzw. im Zuge der frühzeitigen Beteiligung nach 

§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB konkurrierende Belange eingebracht. Im Abwägungsprozess 

müssen die eingebrachten Belange mit dem Anspruch, der Nutzung der Windenergie Raum 

zu verschaffen und den Kriterien, die der Abwägung unterliegen, in Verhältnis gebracht wer-

den. Dabei sind die abwägungsrelevanten Belange nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichti-

gen.  
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ωAusschluss aus 
rechtlichen oder 
tatsächlichen 
Gründen

Weiche 
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Kriterien für einen 
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Rück- 
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erforderlich 
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Als Ergebnis der kommunalen Abwägung entstehen die ausgewiesenen Konzentrationsflä-

chen. Im Rahmen einer sachgerechten Ermittlung von Konzentrationszonen nach dem Prin-

zip der Abschichtung, stellt die Abwägung im Bauleitplanverfahren den letzten Schritt vor der 

Prüfung dar, ob der Windenergie substanziell ausreichend Raum verschafft wurde.  

A.7 Flächenkulisse 

Die Ausschlusskriterien stellen die Grundlage für die Verdichtung auf konkrete Flächen zur 

Ausweisung von Konzentrationszonen dar. 

Um die Nachvollziehbarkeit der Entscheidung für bestimmte Eignungsflächen zu gewährleis-

ten und um dem Zweck und der Anwendung im Ablauf des Planungsprozesses gerecht zu 

werden, müssen die Kriterienkategorien eindeutig abgegrenzt werden. 

A.7.1 Harte Ausschlusskriterien 

Die Anwendung der harten Ausschlusskriterien geschieht aufgrund der Rechtsprechung. Als 

harte Tabuzonen werden diejenigen Flächen bezeichnet, auf denen die Windkraftnutzung 

aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen ausscheidet. Aufgrund der besonderen Regelun-

gen in Bayern (Art. 82 und 82a BayBO) werden zudem hilfsweise die Vorgaben zur Privile-

gierung (Einschränkung sachlicher Geltungsbereich) als harte Ausschlusskriterien darge-

stellt. 

Die Kriterien unterliegen nicht der Abwägung und müssen auf belastbaren Quellen basieren, 

wie etwa Fachgesetzen oder Normen. Ergänzend zu den allgemein anwendbaren Rechts-

quellen, können auch solche Kriterien eingestellt werden, in deren Umgriff Windkraftnutzung 

tatsächlich ausgeschlossen ist.  

Ausschlusskriterien müssen häufig abstrakt bestimmt werden; das bedeutet, geltende Nor-

men oder Richtlinien bestimmen häufig keinen Abstandswert oder Tabuflächen, sondern re-

lative Größen mit Anlagenbezug. Abstände zu Wohngebäuden gelten z.B. in Abhängigkeit 

vom Rotordurchmesser. Zur Definition harter Ausschlusskriterien greifen die Gemeinden auf 

eine typisierende Betrachtung zurück.  

Für die Ausschlusskriterien wird eine Referenz-WEA mit folgenden Eckpunkten herangezo-

gen: 

Referenzanlage (Beispielanlage: ENERCON E-160 EP5 E2) 

Á Gesamthöhe (GH):  245m 

Á Nabenhöhe (NH):  165m (Abgerundet von 166m der Beispielanlage) 

Á Rotordurchmesser:  160m 

Die durchschnittliche Anlagenkonfiguration der 2021 in Bayern neu installierten Anlagen be-

trägt laut der Deutschen WindGuard eine Gesamthöhe von 195m, eine Nabenhöhe von 132m 

sowie einen Rotordurchmesser von 128m. Dabei ist zu beachten, dass die im Jahr 2021 neu 

installierte Anlagen zuvor z.T. langwierige Planungs- und Genehmigungsphasen durchlaufen 

mussten.  
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Zusätzlich ist ein Ende der Entwicklung bei den Anlagehöhen momentan nicht absehbar. Es 

wurde eine Referenzanlage gewählt, die sich über den erläuterten Durchschnittwerten befin-

det, jedoch nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten realistisch erscheint. Laut Urteil des VGH 

Baden-W¿rttemberg ist es Ă[é] ausreichend, wenn die zugrunde gelegte Referenzanlage [é] 

der Lebenswirklichkeit entspricht, sich also in der Bandbreite der heute gängigen Anlagenhö-

hen und -typen bewegtñ (siehe VGH Baden-Württemberg, 13.10.2020 - 3 S 526/20). Dies ist 

für die gewählte Referenzanlage gewährleistet. 

 

Abbildung 4: Skizze Referenzanlage (eigene Darstellung) 

A.7.2 Weiche Ausschlusskriterien 

Weiche Kriterien schließen jene Flächen aus, in denen die Errichtung und der Betrieb von 

Windenergieanlagen zwar tatsächlich und rechtlich möglich ist, in denen nach den städte-

baulichen Vorstellungen der Gemeinden aber keine Windenergieanlagen aufgestellt werden 

sollen. Es können nur solche Kriterien eingestellt werden, die sich klar definiert für das ge-

samte Stadtgebiet anwenden lassen. 
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Ziel der weichen Kriterien ist die Vermeidung und Minimierung von Konflikten bei der Aus-

weisung von Konzentrationszonen. Aus diesem Grund resultiert hierbei die Belastbarkeit 

nicht aus der Rechtswirkung der Quelle, sondern aus den städtebaulichen Zielsetzungen der 

Kommune, die in der kommunalen Abwägung berücksichtigt werden können. 

Weiche Ausschlusskriterien sind im Laufe des Verfahrens veränderlich. Insbesondere sollen 

auch die Abwägungsrelevanten Inhalte aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behörden-

beteiligung für die Überlegungen zu weichen Ausschlusskriterien in Betracht gezogen wer-

den. 

A.7.3 Sonstige Ausschluss- und Eignungskriterien  

Sonstige Ausschluss- und Eignungskriterien stellen Argumente dar, die in eine flächenbezo-

gene Abwägung eingebracht werden können und zur Entscheidung der Stadt für konkrete 

Konzentrationszonen führen. Grundlage ist jedoch der Ansatz von Potentialflächen, die aus 

den vorhergehenden Kriterien resultieren.  

Charakteristisch im Gegensatz zu den beiden anderen Kriterienkategorien ist der konkrete 

Konfliktbezug und die damit einhergehende konkretere Betrachtungsebene. Die Kriterien ba-

sieren somit auf der individuellen Sachlage der jeweiligen Potentialflächen.  

Auch für die sonstigen Ausschluss- und Eignungskriterien wurden die abwägungsrelevanten 

Inhalte aus der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in Betracht gezogen. 

A.7.4 Harte Ausschlusskriterien 
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A.7.4.1 Erläuterung der harten Ausschlusskriterien 

I. Siedlungsbereiche (Planbereiche nach § 30 BauGB und unbeplante Innenbereiche 

nach § 34 BauGB sowie Einzelwohngebäude im Außenbereich (nach § 35 BauGB)  

Die Privilegierung von Windkraftanlagen bezieht sich auf Flächen, die als Außenbereich nach 

§ 35 BauGB zu bewerten sind. Planbereiche nach § 30 BauGB sowie der unbeplante Innen-

bereich nach § 34 BauGB können daher nicht Planbereich für die Ausweisung einer Konzent-

rationszone sein. Die Bereiche kommen tatsächlich und rechtlich nicht für eine Windkraftnut-

zung in Frage und werden als hartes Ausschlusskriterium gewertet. Bereits mit Wohnnutzung 

belegte Flächen im Außenbereich kommen ebenfalls tatsächlich nicht für eine Windkraftnut-

zung in Frage und werden als hartes Ausschlusskriterium gewertet. 

 

Abbildung 5: Siedlungsbereiche (hartes Ausschlusskriterium) 
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II. Schutzabstände aufgrund optisch bedrängender Wirkung ï 490m - zu Wohngebäu-

den 

Der Begriff der sog. Ăoptisch bedrªngenden Wirkungñ ist durch die vergangene und aktuelle 

Rechtsprechung in Bezug auf optische Wirkungen von WEA (insb. deren Drehbewegungen 

der Rotoren) auf Wohngebäude geprägt worden (siehe insb. BVerwG, 11.12.2006 - B 72.06; 

OVG Münster, 09.08.2006 - 8 A 3726/05; OVG Münster, 24.06.2010 - 8 A 2764/0).  

Es stellt eine Konkretisierung des grundsätzlich zu beachtenden Rücksichtnahmegebots ge-

mäß § 35 Abs. 3 S. 1 BauGB i.V.m. § 15 BauNVO dar. 

Optisch bedrängende Wirkungen liegen demnach vor, wenn durch die Nähe der geplanten 

WEA zu einem Gebäude dieses optisch überlagert und vereinnahmt wird, d.h. die WEA eine 

unausweichliche Dominanz des Blickfeldes von diesem Gebäude aus bewirkt. Relevant sind 

hierbei ausschließlich bewohnte Gebäude (vgl. OVG Lüneburg, 03.11.2016 - 12 ME 131/16). 

Gemäß den Konkretisierungen der Rechtsprechung ergibt sich in Bezug auf ein mögliches 

Vorliegen optisch bedrängender Wirkungen folgende Herangehensweise: 

Ist der Abstand zwischen Wohnhaus und WEA geringer als das 2-fache der Gesamthöhe der 

WEA, so ist im Regelfall von einer optisch bedrängenden Wirkung der WEA auszugehen. 

ĂEin Wohnhaus wird bei einem solchen Abstand in der Regel optisch von der Anlage überla-

gert und vereinnahmt. Auch tritt die Anlage in einem solchen Fall durch den verkürzten Ab-

stand und den damit vergrößerten Betrachtungswinkel derart unausweichlich in das Sichtfeld, 

dass die Wohnnutzung überwiegend in unzumutbarer Weise beeintrªchtigt wirdñ (OVG M¿ns-

ter, 09.08.2006- 8 A 3726/05). 

Der Abstand vom zweifachen der Gesamthöhe (2H) der Referenzanlage wird daher als har-

tes Ausschlusskriterium herangezogen. Gleichzeitig wird darauf verzichtet immissionsschutz-

rechtlich zwingend erforderliche Abstände zu Wohnbebauung zu ermitteln. Die Herange-

hensweise wird durch die aktuelle Rechtsprechung gedeckt (siehe Niedersächsisches OVG, 

25.04.2019 - 12 KN 226/17, Niedersächsisches OVG, 18.05.2020 - 12 KN 243/17). 

Der Abstand 2H ist aufgrund der Änderungen des WaLG in das BauGB aufgenommen wor-

den:  

§ 249 Sonderregelungen für Windenergieanlagen an Land  

(é) 

(10) 1Der öffentliche Belang einer optisch bedrängenden Wirkung steht einem Vorha-

ben nach § 35 Absatz 1 Nummer 5, das der Erforschung, Entwicklung oder Nutzung 

der Windenergie dient, in der Regel nicht entgegen, wenn der Abstand von der Mitte 

des Mastfußes der Windenergieanlage bis zu einer zulässigen baulichen Nutzung zu 

Wohnzwecken mindestens der zweifachen Höhe der Windenergieanlage entspricht. 

2Höhe im Sinne des Satzes 1 ist die Nabenhöhe zuzüglich Radius des Rotors 

Für Wohnnutzungen wird für die harten Ausschlusskriterien ein Abstand von 490 Metern (2H) 

zum Schutz vor optisch bedrängender Wirkung als hartes Ausschlusskriterium gewertet. 
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Abbildung 6: 2H (hartes Ausschlusskriterium) 

Die Ermittlung der maßgeblichen Siedlungsbereiche erfolgte auf Grundlage einer Auswer-

tung der Vermessungsdaten zur Nutzung sowie von Luftbildern zu vorhandener schützens-

werter Wohnnutzung über die Innenbereichslagen nach § 34 BauGB und Bebauungsplange-

biete nach § 30 BauGB hinaus, die mit den Privilegierungsregelungen der BayBO geschützt 

sind (Vgl. Ziffer VI). 
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III. Infrastrukturanlagen 

Bestehende Infrastrukturanlagen können durch Windkraftanlagen nicht überbaut werden und 

sind daher als tatsächliche Ausschlussbereiche, also hartes Ausschlusskriterium zu werten. 

Für einige Anlagen gelten darüber hinaus Schutzabstände, in Form von rechtlichen Aus-

schlussbereichen, ebenfalls als hartes Ausschlusskriterium. Auch der Rotor einer Windener-

gieanlage darf in diese Schutzabstände nicht hineinragen. Vorliegend umfasst der Aus-

schluss folgende Infrastruktur: 

- Bundesstraßen, einschließlich Bauverbot nach § 9 (1) FStrG (20m) + 80m Rotorradius 
laut Referenzanlage 

- Staatsstraßen, einschließlich Bauverbot nach Art. 23 BayStaWG (20m) + 80m Rotor-
radius laut Referenzanlage 

- Kreisstraßen einschließlich Bauverbot nach Art. 24 BayStaWG (15m) + 80m Rotorra-
dius laut Referenzanlage 

- Bahntrassen (50m) + 80m Rotorradius laut Referenzanlage 

- Hochspannungsfreileitungen mit der Leitungsschutzzone (jeweils 27,5m beiderseits 
der Leitungsachse) + 80m Rotorradius laut Referenzanlage   
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Abbildung 7: Infrastrukturanlagen (hartes Ausschlusskriterium) 

IV. Naturschutzgebiete 

Gebiete für Natur- und Landschaftsschutz gelten als umstritten bei der der Einordnung in die 

Ausschlusskriterien-systematik. Eine klare Einordnung in harte und weiche Ausschlusskrite-

rien ist von der Rechtsprechung bisher nicht abschließend beantwortet worden. Vor allem der 

Einfluss der Befreiungsmöglichkeiten gemäß § 67 BNatSchG ist nicht abschließend geklärt. 

Nach einhelliger Sicht der bisherigen Rechtsprechung gilt im Naturschutzgebiet jedoch ein 

absolutes Veränderungsverbot. Daher werden vorhandene Naturschutzgebiete als hartes 

Ausschlusskriterium gewertet.  
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Abbildung 8: Naturschutzgebiete (hartes Ausschlusskriterium) 

V. Gesetzlich geschützte Biotope 

Gesetzlich geschützte Biotope werden als hartes Ausschlusskriterium behandelt. Bei den 

Gebieten handelt es sich um Gebiete, deren Schutz eine direkte Flächeninanspruchnahme 

ausschließt. Die Bewertung von Biotopen als harte Ausschlusskriterien wird auch in der 
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einschlägigen Rechtsprechung bestätigt (vgl. VGH Baden-Württemberg, 13.10.2020 - 3 S 

526/20). 

 

Abbildung 9: Gesetzlich geschützte Biotope (hartes Ausschlusskriterium) 
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VI. Vorranggebiet für Bodenschätze und Trinkwasserversorgung 

Die Errichtung von WEA ist mit der vorrangigen Funktion in den Vorranggebieten (Abbau von 

Bodenschätzen und Trinkwasserversorgung) nicht vereinbar, das Vorranggebiet Naturstein 

Nat 2 in Kulmain und T 20 in Immenreuth wird daher als hartes Ausschlusskriterium berück-

sichtigt.  

 

Abbildung 10: Vorranggebiet für Bodenschätze 
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Abbildung 11: Vorranggebiet für die Wasserversorgung 

VII. Überschwemmungsgebiete 
 

Nach §§ 78 Abs. 4 WHG ist in festgesetzten Überschwemmungsgebieten die Errich-

tung oder Erweiterung baulicher Anlagen nach den §§ 30, 33, 34 und 35 des Bauge-

setzbuches untersagt. 
























































































































